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5. Die Staaten haften für die Tätigkeit im Weltraum 
(Art. VI bis VIII).

Der Weltraumvertrag enthält also nur die grundlegenden 
Prinzipien und Normen des internationalen Weltraum­
rechts. Die Weltraumtechnik schreitet aber rasch voran und 
schafft neuartige Tatbestände, die einer normativen Rege­
lung bedürfen. Welche weiteren Verträge zu Fragen der 
Weltraumaktivitäten wären hier zu erwähnen?

Gegenwärtig bestehen noch folgende, den Weltraumvertrag 
ergänzende Verträge:

1. Das Abkommen über die Rettung von Kosmonauten 
und die Rückführung von Kosmonauten und Objekten, die 
in den Weltraum entsandt wurden, vom 22. April 1968.2 
Dieses Abkommen regelt die Hilfeleistung auf der Erde, 
wenn z. B. ein Kosmonaut im Amazonas-Urwald oder in 
der Sahara notlanden müßte.

2. Die Konvention über die internationale Verantwort­
lichkeit für Schäden, die durch Weltraumobjekte verursacht 
werden, vom 29. März 1972.3 Viele in den Weltraum ent­
sandte Objekte verglühen bei der Annäherung an die Erde 
in den oberen Schichten der Atmosphäre, etwa bei 150 bis 
160 Kilometer Höhe. Das ist jedoch nicht immer der Fall. 
So gab die amerikanische Weltraumbehörde NASA be­
kannt, daß das 1974 gestartete, 77,5 Tonnen schwere Welt­
raumlabor „Skylab“ nicht mehr auf seiner Umlaufbahn 
gehalten werden kann und 1979/1980 in die Erdatmosphäre 
abrutscht und auseinanderbricht; Reste dieses Satelliten 
werden auf die Erdoberfläche aufschlagen.

3. Die Konvention über die Registrierung von in den 
Weltraum entsandten Objekten vom 12. November 1974/' 
Die Vertragsstaaten verpflichten sich, ihre in den Welt­
raum entsandten Flugkörper dem UN-Generalsekretariat 
zu melden, das über diese Flugkörper ein öffentliches Re­
gister führt. Der Vorschlag, die Flugkörper mit dauerhaf­
ten erkennbaren Markierungen zu versehen, fand bei den 
Staaten, die Weltraumfahrt betreiben, keine Zustimmung. 
Es ist technisch schwierig und kostspielig, dauerhafte Mar­
kierungen anzubringen. Beim Eintritt in die Erdatmosphäre 
würden sie ohnehin verglühen.

4. Die Konvention über die Verbreitung der durch 
Satelliten übertragenen programmtragenden Signale vom 
21. Mai 1974.5 Diese Konvention befaßt sich hauptsächlich 
mit technischen und urheberrechtlichen Fragen und will 
die Autoren davor bewahren, daß ihre über Satelliten aus­
gestrahlten Werke ungeschützt von Empfängern weiter­
verbreitet werden.

Bei der Ausarbeitung dieser völkerrechtlichen Verträge 
stießen die verschiedensten Rechtsauffassungen aufeinan­
der. In einem oft langdauemden Prozeß, der die Klassen­
interessen der beteiligten Staaten widerspiegelte, gelang es 
jedoch, vertretbare Kompromisse zu finden.

Neben diesen Verträgen sind noch die vom Internatio­
nalen Fernmelde-Verein erlassenen Regelungen für den 
Funkverkehr mit Weltraumflugkörpern von Bedeutung.

An welchen weiteren Weltraumverträgen wird 
gegenwärtig im Rahmen der UNO gearbeitet?

Lassen Sie mich zunächst kurz darstellen, wie der UN- 
Mechanismus für die Ausarbeitung derartiger Verträge be­
schaffen ist.

Die UN-Vollversammlung hat 1959 das Weltraum­
komitee ins Leben gerufen. Es zählt gegenwärtig 47 Mit­
glieder, darunter die DDR. Das Komitee ist das einzige 
zwischenstaatliche Organ, das sich mit den Problemen 
menschlicher Tätigkeit im Weltraum befaßt. Es gliedert 
sich in das Juristische Unterkomitee und in das Wissen­
schaftlich-technische Unterkomitee. Entwürfe zu Welt­
raumverträgen werden im Juristischen Unterkomitee in 
Zusammenarbeit mit dem Wissenschaftlich-technischen 
Unterkomitee ausgearbeitet, dem Weltraumkomitee zur Be­

ratung vorgelegt und von diesem über den I. (Politischen) 
Ausschuß der UN-Vollversammlung zur Beschlußfassung 
übermittelt. Auf diesem Wege sind die vorhin genannten 
Verträge von 1968 bis 1974 — mit Ausnahme der Signal- 
Konvention — zustande gekommen.

Gegenwärtig befassen sich das Weltraumkomitee und 
seine Unterkomitees vorrangig mit den Entwürfen für die 
Grundsätze über das Direktfernsehen mittels künstlicher 
Erdsatelliten, für die Grundsätze über die Erforschung der 
irdischen Ressourcen mit Hilfe von Erdsatelliten und für 
den Mondvertrag. Ferner steht das Problem der Abgren­
zung von Weltraum und Luftraum zur Diskussion.

Esüberrascht, daß man seit über 20 Jahren vom Weltraum 
und Weltraumrecht spricht, ohne schon genau zu wissen, 
wo der Luftraum auf hört und der Weltraum anfängt.

Die Juristen haben bei der Lösung dieses Problems, die in 
der Tat dringlich ist, auf die Hilfe der Naturwissenschaft­
ler gehofft. Aber auch das Wissenschaftlich-technische Un­
terkomitee sah sich gegenwärtig außerstande, Kriterien für 
eine präzise, längerfristig gültige Bestimmung des Begriffs 
„Weltraum“ festzulegen.

Die Vorschläge sowohl der Staaten als auch der Völker­
rechtswissenschaftler für eine Weltraumdefinition sind 
sehr unterschiedlich. Beispielsweise plädieren Argentinien, 
Belgien, Iran und Italien für eine Grenzlinie zwischen 
Luftraum und Weltraum, die in einer Höhe von rund 
100 Kilometern über der Erde verläuft. Dagegen fordern 
die Äquatorstaaten Ekuador, Kolumbien, VR Kongo, 
Zaire, Uganda, Kenia und Indonesien, daß sich ihre Souve­
ränität bis zu 36 000 und 42 000 Kilometer Höhe erstreckt. 
In diesen Höhen über dem Äquator bewegen sich die 
Nachrichtensatelliten der Sowjetunion, der USA und an­
derer Staaten. Die Äqüatorstaaten haben aber ihren Stand­
punkt, der eindeutig gegen das Verbot der nationalen An­
eignung von Weltraum nach Art. II des Weltraum Vertrags 
von 1967 verstößt, nicht durchsetzen können; Umlaufbah­
nen in dieser Höhe sind Bestandteile des Weltraums und 
nicht okkupierbar.

In diesem Zusammenhang muß erwähnt werden, daß 
sich auf der Umlaufbahn in 36 000 Kilometer Höhe über 
dem Äquator nach dem gegenwärtigen Stand der wissen­
schaftlich-technischen Kenntnisse wegen einiger Pendel­
bewegungen der Satelliten und aus funktechnischen Grün­
den nur 180 bis 200 Satelliten aufhalten können; bis 1981 
werden aber bereits mehr als 200 Satelliten auf 48 Posi­
tionen auf Umlaufbahnen in der Äquatorebene geplant. Es 
kann daher die Frage aufgeworfen werden, ob ein Staat, 
der einen Satelliten auf diese Umlaufbahn gebracht hat, 
diesen Platz gleichsam in Erbpacht nehmen kann. Muß 
er eventuell nach einer gewissen Zeit diesen Platz einem 
anderen Bewerber überlassen? Mit dieser Frage wird oft 
eine andere verknüpft: Brauchen wir eine besondere in­
ternationale Weltraum-Organisation, etwa eine UN-Sonder- 
organisation für die Erforschung und Nutzung des Welt­
raums, die u. a. auch Plätze auf der Umlaufbahn vergibt? 
Wie sich die weitere Entwicklung in dieser Richtung voll­
ziehen wird, ist z. Z. schwer abzuschätzen. Es besteht bei 
den Staaten keine große Neigung, neue zwischenstaatliche 
Organisationen zu gründen.

Sie sprachen davon, daß an einem Entwurf für die Grund­
sätze des Betriebs von Nachrichtensatelliten gearbeitet 
wird. Welche rechtlichen Probleme sind mit dem Betrieb 
derartiger Flugkörper verbunden?

Nachrichtensatelliten, die aus 36 000 Kilometer Höhe über 
dem Äquator die Erde mit Nachrichten versorgen können, 
benötigen zur Weiterverbreitung ihrer Sendungen auf der 
Erde noch besondere Empfangs-, Verstärker- und Weiter­
leitungsstationen. Es wird daran gearbeitet, diese Stationen 
zu miniaturisieren. In den achtziger Jahren werden wahr-


